
SGG [Sozialgerichtsgesetz] [Verkündungsblatt ausgewertet bis 20.09.2024]
§ 12: Text gilt vom 01.01.2024 bis 31.12.2024

Bund 

§ 12[1] [Besetzung der Kammern] 

(1) 1Jede Kammer des Sozialgerichts wird in der Besetzung mit einem Vorsitzenden und 

zwei ehrenamtlichen Richtern als Beisitzern tätig. 2Bei Beschlüssen außerhalb der 

mündlichen Verhandlung und bei Gerichtsbescheiden wirken die ehrenamtlichen Richter 

nicht mit.

(2) 1In den Kammern für Angelegenheiten der Sozialversicherung, der Grundsicherung für 

Arbeitsuchende einschließlich der Streitigkeiten auf Grund des § 6a des 

Bundeskindergeldgesetzes und der Arbeitsförderung gehört je ein ehrenamtlicher Richter 

dem Kreis der Versicherten und der Arbeitgeber an. 2Sind für Angelegenheiten einzelner 

Zweige der Sozialversicherung eigene Kammern gebildet, so sollen die ehrenamtlichen 

Richter dieser Kammern an dem jeweiligen Versicherungszweig beteiligt sein.

(3) 1In den Kammern für Angelegenheiten des Vertragsarztrechts wirken je ein 

ehrenamtlicher Richter aus den Kreisen der Krankenkassen und der Vertragsärzte, 

Vertragszahnärzte und Psychotherapeuten mit. 2In Angelegenheiten der Vertragsärzte, 

Vertragszahnärzte und Psychotherapeuten wirken als ehrenamtliche Richter nur 

Vertragsärzte, Vertragszahnärzte und Psychotherapeuten mit. 3Als Vertragsärzte, 

Vertragszahnärzte und zur vertragsärztlichen Versorgung zugelassene Psychotherapeuten 

gelten auch bei diesen oder in medizinischen Versorgungszentren angestellte Ärzte, 

Zahnärzte und Psychotherapeuten, die Mitglied der Kassenärztlichen oder 

Kassenzahnärztlichen Vereinigung sind.

(4) In den Kammern für Angelegenheiten des Sozialen Entschädigungsrechts und des 

Schwerbehindertenrechts wirken je ein ehrenamtlicher Richter aus dem Kreis der mit dem 

Sozialen Entschädigungsrecht oder dem Recht der Teilhabe von Menschen mit 

Behinderungen vertrauten Personen und dem Kreis der Berechtigten nach dem Vierzehnten 

Buch Sozialgesetzbuch, der Menschen mit Behinderungen im Sinne desNeunten Buches 

Sozialgesetzbuch und der Versicherten mit; dabei sollen Hinterbliebene von Berechtigten 

nach dem Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch in angemessener Zahl beteiligt werden.

(5) In den Kammern für Angelegenheiten der Sozialhilfe einschließlich der Angelegenheiten 

nach Teil 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch und des Asylbewerberleistungsgesetzes 

wirken ehrenamtliche Richter aus den Vorschlagslisten der Kreise und der kreisfreien Städte 

mit.

[1] § 12 Abs. 4 neu gef. durch G v. 24.7.1986 (BGBl. I S. 1110); Abs. 1 Satz 2 angef., bish. 
Wortlaut wird Satz 1 durch G v. 11.1.1993 (BGBl. I S. 50); Abs. 3 geänd. durch G v. 16.6.1998 
(BGBl. I S. 1311); Abs. 4 geänd. mWv 1.7.2001 durch G v. 19.6.2001 (BGBl. I S. 1046); Abs. 2 
Satz 1 geänd. sowie Abs. 3 und 4 neu gef. mWv 2.1.2002 durch G v. 17.8.2001 (BGBl. I S. 
2144); Abs. 5 angef. mWv 15.12.2004 durch G v. 9.12.2004 (BGBl. I S. 3302); Abs. 2 Satz 1, 
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Abs. 5 Satz 1 geänd. mWv 1.4.2008 durch G v. 26.3.2008 (BGBl. I S. 444); Abs. 2 Satz 1 
geänd., Abs. 5 Satz 1 aufgeh., bish. Satz 2 wird alleiniger Wortlaut mWv 25.10.2013 durch G 
v. 19.10.2013 (BGBl. I S. 3836); Abs. 5 geänd. mWv 1.1.2020 durch G v. 23.12.2016 (BGBl. I 
S. 3234); Abs. 4 neu gef. mWv 1.1.2024 durch G v. 12.12.2019 (BGBl. I S. 2652); Abs. 3 Satz 
3 angef.. mWv 1.7.2020 durch G v. 12.6.2020 (BGBl. I S. 1248).

§ 12: Text gilt vom 01.01.2024 bis 31.12.2024

§ 13[1] [Berufung und Amtsdauer der ehrenamtlichen Richter] 

(1) 1Die ehrenamtlichen Richter werden von der nach Landesrecht zuständigen Stelle 

aufgrund von Vorschlagslisten (§ 14) für fünf Jahre berufen; sie sind in angemessenem 

Verhältnis unter billiger Berücksichtigung der Minderheiten aus den Vorschlagslisten zu 

entnehmen. 2Die zuständige Stelle kann eine Ergänzung der Vorschlagslisten verlangen.

(2) 1Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung eine einheitliche 

Amtsperiode festzulegen; sie können diese Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die 

jeweils zuständige oberste Landesbehörde übertragen. 2Wird eine einheitliche Amtsperiode 

festgelegt, endet die Amtszeit der ehrenamtlichen Richter ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt 

ihrer Berufung mit dem Ende der laufenden Amtsperiode.

(3) 1Die ehrenamtlichen Richter bleiben nach Ablauf ihrer Amtszeit im Amt, bis ihre 

Nachfolger berufen sind. 2Erneute Berufung ist zulässig. 3Bei vorübergehendem Bedarf 

kann die nach Landesrecht zuständige Stelle weitere ehrenamtliche Richter nur für ein Jahr 

berufen.

(4) Die Zahl der ehrenamtlichen Richter, die für die Kammern für Angelegenheiten der 

Sozialversicherung, der Arbeitsförderung, der Grundsicherung für Arbeitsuchende, der 

Sozialhilfe einschließlich der Angelegenheiten nach Teil 2 des Neunten Buches 

Sozialgesetzbuch und des Asylbewerberleistungsgesetzes, des Sozialen 

Entschädigungsrechts und des Schwerbehindertenrechts zu berufen sind, bestimmt sich 

nach Landesrecht; die Zahl der ehrenamtlichen Richter für die Kammern für 

Angelegenheiten der Knappschaftsversicherung und für Angelegenheiten des 

Vertragsarztrechts ist je besonders festzusetzen.

(5) Bei der Berufung der ehrenamtlichen Richter für die Kammern für Angelegenheiten der 

Sozialversicherung ist auf ein angemessenes Verhältnis zu der Zahl der im Gerichtsbezirk 

ansässigen Versicherten der einzelnen Versicherungszweige Rücksicht zu nehmen.

(6) Die ehrenamtlichen Richter für die Kammern für Angelegenheiten des Sozialen 

Entschädigungsrechts und des Schwerbehindertenrechts sind in angemessenem Verhältnis 

zu der Zahl der von den Vorschlagsberechtigten vertretenen Berechtigten nach dem 

Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch, der Menschen mit Behinderungen im Sinne des 

Neunten Buches Sozialgesetzbuch und der Versicherten zu berufen.

[1] § 13 neu gef. mWv 2.1.2002 durch G v. 17.8.2001 (BGBl. I S. 2144); Abs. 4 erster Halbs. 
geänd. mWv 15.12.2004 durch G v. 9.12.2004 (BGBl. I S. 3302); Abs. 5 geänd. mWv 
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1.4.2008 durch G v. 26.3.2008 (BGBl. I S. 444); Abs. 4 geänd. mWv 1.1.2020 durch G v. 
23.12.2016 (BGBl. I S. 3234); Abs. 4 geänd., Abs. 6 neu gef. mWv 1.1.2024 durch G v. 
12.12.2019 (BGBl. I S. 2652).

§ 13: Text gilt vom 01.01.2024 bis 31.12.2024

§ 14[1] [Vorschlagslisten, Vorschlagsrecht] 

(1) 1Die Vorschlagslisten für die ehrenamtlichen Richter, die in den Kammern für 

Angelegenheiten der Sozialversicherung, der Grundsicherung für Arbeitsuchende 

einschließlich der Streitigkeiten auf Grund des § 6a des Bundeskindergeldgesetzes und der 

Arbeitsförderung mitwirken, werden aus dem Kreis der Versicherten und aus dem Kreis der 

Arbeitgeber aufgestellt. 2Gewerkschaften, selbständige Vereinigungen von Arbeitnehmern 

mit sozial- oder berufspolitischer Zwecksetzung und die in Absatz 3 Satz 2 genannten 

Vereinigungen stellen die Vorschlagslisten für ehrenamtliche Richter aus dem Kreis der 

Versicherten auf. 3Vereinigungen von Arbeitgebern und die in § 16 Absatz 4 Nummer 3 

bezeichneten obersten Bundes- oder Landesbehörden stellen die Vorschlagslisten aus dem 

Kreis der Arbeitgeber auf.

(2) Die Vorschlagslisten für die ehrenamtlichen Richter, die in den Kammern für 

Angelegenheiten des Vertragsarztrechts mitwirken, werden nach Bezirken von den 

Kassenärztlichen und Kassenzahnärztlichen Vereinigungen und von den 

Zusammenschlüssen der Krankenkassen aufgestellt.

(3) 1Für die Kammern für Angelegenheiten des Sozialen Entschädigungsrechts und des 

Schwerbehindertenrechts werden die Vorschlagslisten für die mit dem Sozialen 

Entschädigungsrecht oder dem Recht der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen 

vertrauten Personen von den Stellen aufgestellt, die für die Durchführung des Vierzehnten 

Buches Sozialgesetzbuch oder des Rechts der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen 

zuständig sind oder denen nach Maßgabe des Landesrechts deren Aufgaben übertragen 

worden sind. 2Die Vorschlagslisten für die Berechtigten nach dem Vierzehnten Buch 

Sozialgesetzbuch, die Menschen mit Behinderungen und die Versicherten werden 

aufgestellt von den im Gerichtsbezirk vertretenen Vereinigungen, deren satzungsgemäße 

Aufgaben die gemeinschaftliche Interessenvertretung, die Beratung und Vertretung der 

Leistungsempfänger nach dem Sozialen Entschädigungsrecht oder der Menschen mit 

Behinderungen wesentlich umfassen und die unter Berücksichtigung von Art und Umfang 

ihrer bisherigen Tätigkeit sowie ihres Mitgliederkreises die Gewähr für eine sachkundige 

Erfüllung dieser Aufgaben bieten. 3Vorschlagsberechtigt nach Satz 2 sind auch die 

Gewerkschaften und selbständige Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder 

berufspolitischer Zwecksetzung.

(4) Die Vorschlagslisten für die ehrenamtlichen Richter, die in den Kammern für 

Angelegenheiten der Sozialhilfe einschließlich der Angelegenheiten nach Teil 2 des Neunten 
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Buches Sozialgesetzbuch und des Asylbewerberleistungsgesetzes mitwirken, werden von 

den Kreisen und den kreisfreien Städten aufgestellt.

[1] § 14 neu gef. mWv 2.1.2002 durch G v. 17.8.2001 (BGBl. I S. 2144); Abs. 3 Satz 1 geänd. 
mWv 2.1.2002 durch G v. 27.4.2002 (BGBl. I S. 1467); Abs. 4 und 5 angef. mWv 15.12.2004 
durch G v. 9.12.2004 (BGBl. I S. 3302); Abs. 1 und 4 geänd. mWv 1.4.2008 durch G v. 
26.3.2008 (BGBl. I S. 444); Abs. 3 Satz 1 geänd. mWv 1.1.2012 durch G v. 22.12.2011 (BGBl. 
I S. 3057); Abs. 1 neu gef., Abs. 4 aufgeh., bish. Abs. 5 wird Abs. 4 mWv 25.10.2013 durch G 
v. 19.10.2013 (BGBl. I S. 3836); Abs. 4 geänd. mWv 1.1.2020 durch G v. 23.12.2016 (BGBl. I 
S. 3234); Abs. 3 Sätze 1 und 2 neu gef. mWv 1.1.2024 durch G v. 12.12.2019 (BGBl. I S. 
2652).

§ 14: Text gilt vom 01.01.2024 bis 31.12.2024

§ 15 (weggefallen)

§ 15: Text gilt seit 01.01.2000

§ 16[1] [Persönliche Voraussetzungen] 

(1) Das Amt des ehrenamtlichen Richters am Sozialgericht kann nur ausüben, wer 

Deutscher ist und das fünfundzwanzigste Lebensjahr vollendet hat.

(2) [aufgehoben]

(3) 1Ehrenamtlicher Richter aus Kreisen der Versicherten kann auch sein, wer arbeitslos ist 

oder Rente aus eigener Versicherung bezieht. 2Ehrenamtlicher Richter aus Kreisen der 

Arbeitgeber kann auch sein, wer vorübergehend oder zu gewissen Zeiten des Jahres keine 

Arbeitnehmer beschäftigt.

(4) 1Ehrenamtliche Richter aus Kreisen der Arbeitgeber können sein

1.Personen, die regelmäßig mindestens einen versicherungspflichtigen Arbeitnehmer 

beschäftigen; ist ein Arbeitgeber zugleich Versicherter oder bezieht er eine Rente aus 

eigener Versicherung, so begründet die Beschäftigung einer Hausgehilfin oder 

Hausangestellten nicht die Arbeitgebereigenschaft im Sinne dieser Vorschrift;

2.bei Betrieben einer juristischen Person oder einer Personengesamtheit Personen, die 

kraft Gesetzes, Satzung oder Gesellschaftsvertrags allein oder als Mitglieder des 

Vertretungsorgans zur Vertretung der juristischen Person oder der 

Personengesamtheit berufen sind;

3.Beamte und Angestellte des Bundes, der Länder, der Gemeinden und 

Gemeindeverbände sowie bei anderen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 

öffentlichen Rechts nach näherer Anordnung der zuständigen obersten Bundes- oder 

Landesbehörde;

4.Personen, denen Prokura oder Generalvollmacht erteilt ist, oder Angestellte, die 

regelmäßig für den Arbeitgeber in Personalangelegenheiten tätig werden, sowie 

leitende Angestellte;
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5.Mitglieder und Angestellte von Vereinigungen von Arbeitgebern sowie 

Vorstandsmitglieder und Angestellte von Zusammenschlüssen solcher Vereinigungen, 

wenn diese Personen kraft Satzung oder Vollmacht zur Vertretung befugt sind.

2Ehrenamtlicher Richter aus den Kreisen der Arbeitgeber kann auch sein, wer in einem 

Zeitraum bis zu einem Jahr vor seiner Berufung die Voraussetzungen des Satzes 1 erfüllt 

hat und zum Zeitpunkt der Berufung weder eine Rente aus eigener Versicherung bezieht 

noch Versicherter ist, es sei denn, er steht oder stand in einem Beschäftigungsverhältnis 

nach Satz 1 Nummer 3, 4 oder 5.

(5) Bei Sozialgerichten, in deren Bezirk wesentliche Teile der Bevölkerung in der 

Seeschiffahrt beschäftigt sind, können ehrenamtliche Richter aus dem Kreis der 

Versicherten auch befahrene Schiffahrtskundige sein, die nicht Reeder, Reedereileiter 

(Korrespondentreeder, §§ 492 bis 499 des Handelsgesetzbuchs in der bis zum 24. April 

2013 geltenden Fassung) oder Bevollmächtigte sind.

(6) Die ehrenamtlichen Richter sollen im Bezirk des Sozialgerichts wohnen oder ihren 

Betriebssitz haben oder beschäftigt sein.

[1] § 16 Abs. 2 geänd., Abs. 4 Nrn. 3 und 4 neu gef., Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 Nr. 5 angef., 
Abs. 3 bish. Wortlaut wird Satz 1 mWv 2.1.2002 durch G v. 17.8.2001 (BGBl. I S. 2144); Abs. 
3 Satz 2 eingef., bish. Satz 2 wird Satz 3 mWv 1.4.2008 durch G v. 26.3.2008 (BGBl. I S. 
444); Abs. 2 aufgeh. mWv 1.1.2009 durch G v. 21.12.2008 (BGBl. I S. 2933); Abs. 3 Satz 2 
aufgeh., bish. Satz 3 wird Satz 2, Abs. 4 Nr. 4 geänd. mWv 25.10.2013 durch G v. 
19.10.2013 (BGBl. I S. 3836); Abs. 4 Satz 2 angef. mWv 1.7.2020 durch G v. 12.6.2020 
(BGBl. I S. 1248); Abs. 5 geänd. mWv 17.7.2024 durch G v. 12.7.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 234).

§ 16: Text gilt seit 17.07.2024

§ 17[1] [Ausschließungsgründe] 

(1) 1Vom Amt des ehrenamtlichen Richters am Sozialgericht ist ausgeschlossen,

1.wer infolge Richterspruchs die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht 

besitzt oder wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von mehr als sechs 

Monaten verurteilt worden ist,

2.wer wegen einer Tat angeklagt ist, die den Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung 

öffentlicher Ämter zur Folge haben kann,

3.wer das Wahlrecht zum Deutschen Bundestag[2] nicht besitzt.

2Personen, die in Vermögensverfall geraten sind, sollen nicht zu ehrenamtlichen Richtern 

berufen werden.

(2) 1Mitglieder der Vorstände von Trägern und Verbänden der Sozialversicherung, der 

Kassenärztlichen (Kassenzahnärztlichen) Vereinigungen und der Bundesagentur für Arbeit 

können nicht ehrenamtliche Richter sein. 2Davon unberührt bleibt die Regelung in Absatz 4.
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(3) Die Bediensteten der Träger und Verbände der Sozialversicherung, der Kassenärztlichen 

(Kassenzahnärztlichen) Vereinigungen, der Dienststellen der Bundesagentur für Arbeit und 

der Kreise und kreisfreien Städte können nicht ehrenamtliche Richter in der Kammer sein, 

die über Streitigkeiten aus ihrem Arbeitsgebiet entscheidet.

(4) Mitglieder der Vorstände sowie leitende Beschäftigte bei den Kranken- und 

Pflegekassen und ihren Verbänden sowie Geschäftsführer und deren Stellvertreter bei den 

Kassenärztlichen (Kassenzahnärztlichen) Vereinigungen sind als ehrenamtliche Richter in 

den Kammern für Angelegenheiten des Vertragsarztrechts nicht ausgeschlossen.

(5) Das Amt des ehrenamtlichen Richters am Sozialgericht, der zum ehrenamtlichen Richter 

in einem höheren Rechtszug der Sozialgerichtsbarkeit berufen wird, endet mit der Berufung 

in das andere Amt.

[1] § 17 Abs. 4 geänd. durch G v. 20.12.1988 (BGBl. I S. 2477); Abs. 1 Satz 2 angef., bish. 
Wortlaut wird Satz 1 und Nr. 3 aufgeh., bish. Nr. 4 wird Nr. 3 durch G v. 5.10.1994 (BGBl. I S. 
2911); Abs. 2 Satz 2 angef., bish. Wortlaut wird Satz 1, Abs. 4 neu gef. durch G v. 
15.12.1995 (BGBl. I S. 1814); Abs. 4 geänd. mWv 2.1.2002 durch G v. 17.8.2001 (BGBl. I S. 
2144); Abs. 2 Satz 1, Abs. 3 geänd. mWv 1.1.2004 durch G v. 23.12.2003 (BGBl. I S. 2848); 
Abs. 3 geänd. mWv 15.12.2004 durch G v. 9.12.2004 (BGBl. I S. 3302).

[2] Siehe §§ 12 und 13 BundeswahlG.

§ 17: Text gilt seit 15.12.2004

§ 18[1] [Ablehnungsgründe, Entlassung] 

(1) Die Übernahme des Amtes als ehrenamtlicher Richter kann nur ablehnen,

1.wer die Regelaltersgrenze nach dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch erreicht hat,

2.wer in den zehn der Berufung vorhergehenden Jahren als ehrenamtlicher Richter bei 

einem Gericht der Sozialgerichtsbarkeit tätig gewesen ist,

3.wer durch ehrenamtliche Tätigkeit für die Allgemeinheit so in Anspruch genommen 

ist, daß ihm die Übernahme des Amtes nicht zugemutet werden kann,

4.wer aus gesundheitlichen Gründen verhindert ist, das Amt ordnungsmäßig 

auszuüben,

5.wer glaubhaft macht, daß wichtige Gründe ihm die Ausübung des Amtes in 

besonderem Maße erschweren.

(2) Ablehnungsgründe sind nur zu berücksichtigen, wenn sie innerhalb von zwei Wochen, 

nachdem der ehrenamtliche Richter von seiner Berufung in Kenntnis gesetzt worden ist, von 

ihm geltend gemacht werden.

(3) 1Der ehrenamtliche Richter kann auf Antrag aus dem Amt entlassen werden, wenn einer 

der in Absatz 1 Nr. 3 bis 5 bezeichneten Gründe nachträglich eintritt. 2Eines Antrages bedarf 

es nicht, wenn der ehrenamtliche Richter seinen Wohnsitz aus dem Bezirk des 
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Sozialgerichts verlegt und seine Heranziehung zu den Sitzungen dadurch wesentlich 

erschwert wird.

(4) Über die Berechtigung zur Ablehnung des Amtes oder über die Entlassung aus dem Amt 

entscheidet die vom Präsidium für jedes Geschäftsjahr im voraus bestimmte Kammer 

endgültig.

[1] § 18 Abs. 1 Nr. 2 geänd. mWv 2.1.2002 durch G v. 17.8.2001 (BGBl. I S. 2144); Abs. 1 Nr. 
4 geänd. mWv 1.5.2002 durch G v. 27.4.2002 (BGBl. I S. 1467); Abs. 1 Nr. 1 neu gef. mWv 
1.1.2008 durch G v. 20.4.2007 (BGBl. I S. 554).

§ 18: Text gilt seit 01.01.2008
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